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Drucksache Vl/353 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 20/69 — des 
Karl-Heinz Otte, Schärding (Österreich) 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 


Bundestag vom 28. September 1969 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 7. Oktober 1969 hat der Ein- 
spruchsführer unter Beifügung einer Kopie zwei- 
er Meldezettel und eines Schreibens des Deut- 
schen Konsulats in St. Gallen vom 1. Juli 1968 
Einspruch gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
6. Deutschen Bundestag eingelegt. Vom Landes- 
sozialgericht Baden-Württemberg wurde über 
den Bundesminister des Innern dem Bundestag 
ein Schreiben des Einspruchsführers an das Lan- 
dessozialgericht zugeleitet, in dem dieser auf 
seinen Einspruch beim Deutschen Bundestag Be- 
zug nimmt. 

Zur Begründung trägt der Einspruchsführer vor; 

Er sei durch Verletzung von „Paßgesetzstrafbe- 
siimmungeii als auch Personalausweisstrafbe- 
stinimungen durch StGB Amtsanmaßung" an der 
Ausübung seines Wahlrechts seitens der Stadt 
Hildosheim gehindert worden. Ihm sei sowohl 
die Übersendung seines Bundcspersonalauswei- 
ses als auch der Wahlunterlagen verweigert 
worden. 

Weiter macht er geltend, „die NPD wurde mit 
BRD-Rabaukenbilligung an der Wahl behindert 
und ich erfuhr durch Personalausweisstrafbe- 
stimniungsverletzung Wahlbehinderung" . 

Der Einspruchsführer meint, aus den genannten 
Gründen müsse die Wahl umgehendst wiederholt 
werden. 

Aus dem in Kopie beigefügten Meldezettelab- 
schnitt ergibt sich, daß sich der Einspruchsführer 
am 29. Mai 1969 von der Gemeinde Freinberg, 
Bezirk Schärding O.-ö. abgemeldet hat, als neuen 
Wohnort hat er Hildesheim angegeben. Aus der 
Kopie des zweiten Meldezettels folgt, daß er 
sich am 2. Juni 1969 in Engelhardtzell (Donau) 
an- und dort am 3. Juni 1969 ebenfalls nach 
Hildesheim abgemeldet hat. 

In der Stellungnahme der Stadt Hildesheim 
heißt es: 


„Der Antragsteller war von Amts wegen nicht in 
das Wählerverzeichnis (§ 15 BWO) aufgenom- 
men worden, da er in Hildesheim nicht amtlich 
gemeldet ist. 

Bei dem Antragsteller ist offensichtlich die Vor- 
aussetzung des § 12, Abs. 1 Ziffer 2 BWG nicht 
erfüllt, wonach u. a. wahlberechtigt ist, wer seit 
mindestens 3 Monaten seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt im Wahl gebiet hat. In der 
Postkarte hatte O. als seine Wohnanschrift Hil- 
desheim, Braunsberger Straße 34, angegeben. 

Der städtische Ermittler hat festgestellt, daß dies 
die Anschrift eines Bruders des Antragstellers 
ist. Die Ehefrau dieses Bruders hat dem Ermittler 
erklärt, daß der Antragsteller Karl-Heinz Otte 
dort nicht wohnt. In seiner Postkarte hat der 
Antragsteller um Nachricht gebeten per Aus- 
landseinschreiben nach Schärding (Inn), Tummel- 
platzstraße 16. 

Eine Antwort an den Antragsteller mit Rechts- 
mittelbelehrung wurde jedoch nicht erteilt, da O. 
die Behörden mit unwahren Behauptungen und 
unsinnigen Anträgen fortwährend belästigt." 

In dem vom Einspruchsführer in Kopie beige- 
fügten Schreiben des Deutschen Konsulats in St. 
Gallen vom 1. Juli 1968 wird dem Einspruchs- 
führer mitgeteilt, „daß Bundespersonalausweise 
hier zwar ausgehändigt, wenn sie von der inner- 
deutschen Behörde hierher gesandt werden, je- 
doch nicht ausgestellt werden können." 

In der abschließenden Stellungnahme der Stadt 
Hildesheim wird gebeten, weitere Einzelheiten 
der Ablichtung des Erlasses des Niedersächsi- 
schen Ministers für Bundesangelegenheiten, für 
Vertriebene und Flüchtlinge vom 3. Juli 1968 zu 
entnehmen. 

Aus diesem Erlaß ist ersichtlich, daß der Ein- 
spruchsführer die Gerichte in der Bundesrepu- 
blik Deutschland in den letzten Jahren mit mehr 
als 300 Klagen und die Behörden und Parlamente 
mit einem Vielfachen dieser Zahl an Eingaben 
unsinnigen Inhalts überschüttet hat. Die Gerichte 
hätten seinen abartigen Geisteszustand erkannt 
und seien seit einiger Zeit dazu übergegangen, 
die Prozeßfähigkeit des Einspruchsführers zu ver- 
neinen. 

Einem wegen seiner gestörten Geistestätigkeit 
eingeleiteten Entmündigungsverfahren, das beim 
Amtsgericht in Braunschweig seit längerer Zeit 
anhängig sei, habe sich der Einspruchsführer, 
nachdem er das Gericht aus den verschiedensten 
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Gründen erfolglos abgelehnt habe, durch die 
Flucht zunächst in die SBZ und dann ins Ausland 
(Österreich, Schweiz usw.) entzogen. Von dort 
richte er weiter seine „Eingaben" an die Be- 
hörden in der Bundesrepublik Deutschland. 

Für die Behörden sei es bereits aus ökonomi- 
schen Gründen nicht mehr vertretbar, immer 
wieder auf seine unsinnigen Schreiben einzuge- 
hen. Durch die Antwortschreiben werde der Ein- 
spruchsführer darüber hinaus offenbar noch zu 
weiteren „Eingaben" angeregt. 

Auf das Bestätigungsschreiben des Ausschusses 
vom 12. November 1969 über den Eingang seines 
Einspruchs antwortete der Einspruchsführer von 
Schärding (Österreich), Tummelplatzstraße 167 
aus, er werde seinen Einspruch ergänzen, sobald 
ihm das Wahlanfechtungsaktenzeichen mitgeteilt 
worden sei. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gern. § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist jedoch aus den 
nachfolgenden Gründen offensichtlich unbegründet. 

Gemäß § 2 Abs. 2 des Wahlprüfungsgesetzes ist ein- 
spruchsberechtigt jeder Wahlberechtigte. Nach § 12 
Abs. 1 des Bundeswahlgesetzes (BWG) sind wahl- 
berechtigt alle Deutschen im Sinne des Artikels 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes, die am Wahltage das 
21. Lebensjahr vollendet haben, seit mindestens drei 
Monaten ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
im Bundesgebiet haben und nicht nach § 13 BWG 
vom Wahlrecht ausgeschlossen sind. 

Aus den vom Einspruchsführer übermittelten Melde- 
zetteln ist zwar zu entnehmen, daß er sich zweimal 
in Österreich abgemeldet und als neuen Wohnort 
Hildesheim angegeben hat. Er hat jedoch nicht be- 
legen können, daß er seinen Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt in Hildesheim genommen hat. Dies 
ergibt sich aus der Stellungnahme der Stadt Hildes- 
heim. Wenn er sich dort, wie aus dieser Stellung- 


nahme ersichtlich ist, amtlich nicht gemeldet hat, 
hätte er gegenüber der zuständigen Behörde dartun 
müssen, daß er mindestens drei Monate vor der 
Bundestagswahl dauernden Aufenthalt im Bundes- 
gebiet genommen hatte. Die Abmeldung von Engel- 
hardtzell (Donau) vom 3. Juni 1969 hätte zwar noch 
ausgereicht, um innerhalb der 3-Monatsfrist einen 
Wohnsitz im Bundesgebiet zu begründen, hiervon 
scheint der Einspruchsführer jedoch offensichtlich 
keinen Gebrauch gemacht zu haben, da er bei seinen 
sämtlichen Eingaben, auch die an das Landessozial- 
gericht, als Absender „Otte, Schärding/Österreich" 
angegeben hat. Demnach hat der Einspruchsführer 
seinen Ausschluß vom Wahlrecht selbst zu vertre- 
ten. 

Es kann dahingestellt bleiben, ob der Einspruch be- 
reits aus diesem Grunde unzulässig ist, er ist jedoch 
auch offensichtlich unbegründet. Selbst wenn der 
Einspruchsführer als Wahlberechtigter angesehen 
werden müßte, können seine Ausführungen nicht 
ausreichen, um einen Wahleinspruch zu begründen. 
Abgesehen davon, daß er, wie bereits dargelegt, die 
Nichteintragung in das Wählerverzeichnis der Stadt 
Hildesheim selbst zu vertreten hat, sind seine Aus- 
führungen weder nach Form und Inhalt geeignet, sie 
zum Gegenstand einer Wahlprüfung zu machen. Der 
Ausschuß hielt es deshalb auch nicht für erforder- 
lich, weitere ergänzende Begründungen des Ein- 
spruchsführers zu seinem Wahleinspruch abzuwar- 
ten. Auf die Ausführungen des Niedersächsischen 
Ministers für Bundesangelegenheit, für Vertriebene 
und Flüchtlinge wird Bezug genommen. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurück- 
zuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht vom 12. 
März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als Anlage 
beigefügt ist, unter den dort genannten Vorausset- 
zungen Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht 
erhoben werden. Sie muß binnen eines Monats seit 
der Beschlußfassung des Deutschen Bundestages 

— — beim Bundesverfassungsgericht 

eingegangen sein. 
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